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genügen brauchen. Das Erfordernis, 
der Richtlinie volle Wirksamkeit zu 
verschaffen, macht es somit erforder­
lich, daß die mit den Verpflichtungen, 
die die Richtlinie den Mitgliedstaaten 
auferlegt, unvereinbaren Bestimmun­
gen dieser Verträge auf geeignetem 
Wege für unwirksam erklärt, aufge­
hoben oder geändert werden können. 

2. Zwar gestattet es Artikel 2 Absatz 2 
der Richtlinie 76/207 den Mitglied­
staaten, solche berufliche Tätigkeiten, 
für die das Geschlecht aufgrund ihrer 
Art oder der Bedingungen ihrer Aus­
übung eine unabdingbare Vorausset­
zung darstellt, von dem Anwendungs­
bereich der Richtlinie auszuschließen; 
der Umstand, daß die Rechtsvor­
schriften eines Mitgliedstaats alle 
Beschäftigungen in Privathaushalten 
oder in Unternehmen mit nicht mehr 
als fünf Beschäftigten vom Verbot der 
Diskriminierung aufgrund des Ge­
schlechts ausschließen, geht jedoch 

aufgrund des allgemeinen Charakters 
des Ausschlusses über das Ziel hinaus, 
das im Rahmen dieser Vorschrift be­
rechtigterweise verfolgt werden kann. 

3. Auf dem Gebiet des Zugangs zum Be­
ruf der Hebamme und der entspre­
chenden Ausbildung sind die Mit­
gliedstaaten verpflichtet, den in der 
Richtlinie 76/207 enthaltenen Grund­
satz der Gleichbehandlung durchzu­
setzen. Es ist jedoch einzuräumen, 
daß zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
persönliche Empfindsamkeiten in den 
Beziehungen zwischen der Hebamme 
und ihrer Patientin eine bedeutende 
Rolle spielen können. Unter diesen 
Umständen überschreitet ein Mit­
gliedstaat dadurch, daß er den in der 
Richtlinie niedergelegten Grundsatz 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
vollständig durchführt, nicht die 
Grenzen der Befugnis, die den Mit­
gliedstaaten in den Artikeln 90 Absatz 
2 und 2 Absatz 2 der Richtlinie zuer­
kannt wird. 

In der Rechtssache 165/82 

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch das Mit­
glied ihres Juristischen Dienstes John Forman als Bevollmächtigten, Zustel­
lungsbevollmächtigter in Luxemburg: Herr Oreste Montako, Mitglied des 
Juristischen Dienstes der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude, Kirchberg, 

Klägerin, 

gegen 

VEREINIGTES KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND, vertreten durch 
Herrn J. D. Howes vom Treasury Solicitor's Department, unterstützt durch 
Herrn I. Glick, Zustellungsanschrift in Luxemburg: Botschaft des Vereinig­
ten Königreichs, 

Beklagter, 

wegen Feststellung, daß das Vereinigte Königreich gegen seine Verpflichtun­
gen aus dem EWG-Vertrag verstoßen hat, indem es nicht innerhalb der fest-
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gesetzten Frist die erforderlichen Vorschriften erlassen hat, um der Richtlinie 
76/207 des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs 
zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in 
bezug auf die Arbeitsbedingungen (ABl. L 39, S. 40) nachzukommen, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. Mertens de Wilmars, der Kammerpräsi­
denten T. Koopmans, K. Bahlmann und Y. Galmot, der Richter Mackenzie 
Stuart, A. O'Keeffe, G. Bosco, O. Due und U. Everling, 

Generalanwalt: S. Rozès 
Kanzler: P. Heim 

folgendes 

URTEIL 

Tatbestand 

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf 
sowie die Anträge und die Angriffs- und 
Verteidigungsmittel der Parteien lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: 

I — Sachverhalt und schriftliches 
Verfahren 

Die Richtlinie 76/207 des Rates hat zum 
Ziel, daß in den Mitgliedstaaten der 
Grundsatz der Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen hinsichtlich des 
Zugangs zur Beschäftigung, einschließ­
lich des Aufstiegs, und des Zugangs zur 
Berufsbildung sowie in bezug auf die Ar­

beitsbedingungen verwirklicht wird. Die­
ser Grundsatz wird als „Grundsatz der 
Gleichbehandlung" bezeichnet (Artikel 1 
Absatz 1). 

Artikel 2 der Richtlinie bestimmt: 

„1. Der Grundsatz der Gleichbehand­
lung im Sinne der nachstehenden 
Bestimmungen beinhaltet, daß keine 
unmittelbare oder mittelbare Diskri­
minierung aufgrund des Geschlechts 
— insbesondere unter Bezugnahme 
auf den Ehe- oder Familienstand — 
erfolgen darf. 

2. Diese Richtlinie steht nicht der Be­
fugnis der Mitgliedstaaten entgegen, 
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solche beruflichen Tätigkeiten und 
gegebenenfalls die dazu jeweils er­
forderliche Ausbildung, für die das 
Geschlecht aufgrund ihrer Art oder 
der Bedingungen ihrer Ausübung 
eine unabdingbare Voraussetzung 
darstellt, von ihrem Anwendungsbe­
reich auszuschließen. 

In Artikel 3 der Richtlinie heißt es: 

„1 . Die Anwendung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung beinhaltet, 
daß bei den Bedingungen des Zu­
gangs — einschließlich der Auswahl­
kriterien — zu den Beschäftigungen 
oder Arbeitsplätzen — unabhängig 
vom Tätigkeitsbereich oder Wirt­
schaftszweig — und zu allen Stufen 
der beruflichen Rangordnung keine 
Diskriminierung aufgrund des Ge­
schlechts erfolgt. 

2. Zu diesem Zweck treffen die Mit­
gliedstaaten die notwendigen Maß­
nahmen . . ." (es folgt eine Aufzäh­
lung der in Rede stehenden Maß­
nahmen). 

Artikel 4 der Richtlinie bestimmt: 

„Die Anwendung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung in bezug auf den Zu­
gang zu allen Arten und Stufen der Be­
rufsberatung, der Berufsbildung, der be­
ruflichen Weiterbildung und Umschu­
lung beinhaltet, daß die Mitgliedstaaten 
die erforderlichen Maßnahmen treffen, 
. . . " (es folgt eine Aufzählung der in 
Rede stehenden Maßnahmen). 

Die einschlägigen Bestimmungen des Ar­
tikels 5 der Richtlinie sind folgende : 

„1 . Die Anwendung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung hinsichtlich 
der Arbeitsbedingungen einschließ­
lich der Entlassungsbedingungen 
beinhaltet, daß Männern und Frauen 
dieselben Bedingungen ohne Diskri­

minierung aufgrund des Geschlechts 
gewährt werden. 

2. Zu diesem Zweck treffen die Mit­
gliedstaaten die erforderlichen Maß­
nahmen . . ." (es folgt eine Aufzäh­
lung der in Rede stehenden Maß­
nahmen). 

Bei den Maßnahmen, die die Mitglied­
staaten nach Artkel 3, 4 und 5 zu treffen 
haben, handelt es sich um 

„die notwendigen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, 

a) daß die mit dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung unvereinbaren 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
beseitigt werden; 

b) daß die mit dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung unvereinbaren Be­
stimmungen in Tarifverträgen oder 
Einzelarbeitsverträgen, in Betriebs­
ordnungen sowie in den Statuten der 
freien Berufe nichtig sind, für nichtig 
erklärt oder geändert werden kön­
nen". 

In den Artikel 3 und 5 heißt es weiter­
hin: 

,,c) daß die mit dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung unvereinbaren 
Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten, bei denen der Schutzgedanke, 
aus dem heraus sie ursprünglich ent­
standen sind, nicht mehr begründet 
ist, revidiert werden; daß hinsicht­
lich der Tarifbestimmungen gleicher 
Art die Sozialpartner zu den wün­
schenswerten Revisionen aufgefor­
dert werden". 

Artikel 4 bestimmt seinerseits, 

,,c) daß Berufsberatung, Berufsbildung, 
berufliche Weiterbildung und Um­
schulung — vorbehaltlich der in 
einigen Mitgliedstaaten bestimmten 
privaten Bildungseinrichtungen ge­
währten Autonomie — auf allen Stu-
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fen zu gleichen Bedingungen ohne 
Diskriminierung aufgrund des Ge­
schlechts zugänglich sind". 

Artikel 6 der Richtlinie lautet: 

„Die Mitgliedstaaten erlassen die inner­
staatlichen Vorschriften, die notwendig 
sind, damit jeder, der sich wegen Nicht­
anwendung des Grundsatzes der Gleich­
behandlung im Sinne der Artikel 3, 4 
und 5 auf seine Person für beschwert 
hält, nach etwaiger Befassung anderer 
zuständiger Stellen seine Rechte gericht­
lich geltend machen kann." 

Die Richtlinie sieht in Artikel 9 vor, daß 
die Mitgliedstaaten die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in 
Kraft setzen müssen, um ihr binnen drei­
ßig Monaten nach ihrer Bekanntgabe 
nachzukommen. Da die Richtlinie den 
Mitgliedstaaten, an die sie gerichtet ist, 
am 12. Februar 1976 bekanntgegeben 
wurde, ist die Frist am 12. August 1978 
abgelaufen. Artikel 9 Absatz 2 bestimmt: 

„Die Mitgliedstaaten prüfen in regelmä­
ßigen Abständen die unter Artikel 2 Ab­
satz 2 fallenden beruflichen Tätigkeiten, 
um unter Berücksichtigung der sozialen 
Entwicklung festzustellen, ob es gerecht­
fertigt ist, die betreffenden Ausnahmen 
aufrechtzuerhalten. Sie übermitteln der 
Kommission das Ergebnis dieser Prü­
fung." 

Im Vereinigten Königreich wurde die 
Richtlinie für Großbritannien durch den 
Sex Discrimination Act 1975 (Gesetz 
über die Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts, im folgenden: „das Ge­
setz") und für Nordirland durch die Sex 
Discrimination (Northern Ireland) Order 
1976 durchgeführt. Der Inhalt dieser Ge­
setzestexte ist praktisch gleich. Das Ge­
setz trat am 12. November 1975 in Kraft. 

Die Definition der Diskriminierung im 
Sinne des Gesetzes findet sich in Teil I. 
Section 1 (1) sieht insbesondere vor, daß 
eine Frau dann diskriminiert wird, wenn 

„(jemand) sie aufgrund ihres Geschlechts 
ungünstiger behandelt, als er einen Mann 
behandelt oder behandeln würde, oder 
ihr eine Bedingung auferlegt, die er auch 
einem Mann auferlegt oder auferlegen 
würde, die jedoch so beschaffen ist, daß 

i) die Anzahl der Frauen, die sie erfül­
len können, beträchtlich kleiner ist 
als die Anzahl der Männer, die dies 
können, und 

ii) ihre Berechtigung unabhängig vom 
Geschlecht der Person, auf die sie 
angewandt wird, nicht bewiesen wer­
den kann und 

iii) die ihr schadet, weil sie sie nicht er­
füllen kann". 

Section 6 (1) und (2) behandeln die Dis­
kriminierung von Arbeitssuchenden und 
abhängig Beschäftigten; Section 6 (3) 
nimmt jedoch von diesen Bestimmungen 
aus: 

a) die Beschäftigung in einem Privat­
haushalt, 

b) die Fälle, in denen ein Arbeitgeber, 
gegebenenfalls zusammen mit den mit 
ihm zusammengeschlossenen Arbeit­
gebern, nicht mehr als fünf Arbeit­
nehmer beschäftigt (Hausangestellte 
bleiben insoweit unberücksichtigt). 

Desgleichen sind Hebammen nach Sec­
tion 20 des Gesetzes von der Anwendung 
der Section 6 (1) und (2) (a) ausge­
schlossen, und Section 14 betreffend die 
Beufsbildungsorganisationen ist auf die 
Ausbildung der Hebammen nicht an­
wendbar. 

Section 77 (1) des Gesetzes lautet: 

„Eine vertragliche Bedingung ist unwirk­
sam, wenn 

a) ihre Aufnahme in den Vertrag diesen 
aufgrund des vorliegenden Gesetzes 
rechtswidrig macht oder 
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b) wenn sie aufgrund eines nach dem 
vorliegenden Gesetz rechtswidrigen 
Rechtsakts aufgenommen wurde oder 

c) wenn sie die Vornahme einer Hand­
lung vorsieht, die aufgrund des vorlie­
genden Gesetzes rechtswidrig wäre." 

Am 29. August 1980 forderte die Kom­
mission die Regierung des Vereinigten 
Königreichs auf, sich binnen zwei Mona­
ten zu äußern, und machte geltend, daß 
das Gesetz nicht den Vorschriften der 
Richtlinie entspreche. 

In seiner Antwort vom 30. Oktober 1980 
führte das Vereinigte Königreich aus, 
daß das Gesetz mit der Richtlinie in Ein­
klang stehe; was Section 77 betreffe, so 
entsprächen die von der Kommission ge­
forderten Änderungen keiner praktischen 
Notwendigkeit. Auch lasse Artikel 2 Ab­
satz 2 Ausnahmen von dem Grundsatz 
der Richtlinie von der Art, die der Ge­
setzgeber vorgesehen habe, zu. 

Am 9. Oktober 1981 übersandte die 
Kommission der Regierung des Vereinig­
ten Königreichs eine mit Gründen verse­
hene Stellungnahme im Sinne von Artikel 
169 Absatz 1 EWG-Vertrag. Die Regie­
rung bekräftigte in ihrem Antwortschrei­
ben vom 29. Januar 1982 ihren Stand­
punkt, wonach das britische Gesetz mit 
der Richtlinie vollständig in Einklang 
stehe; deren Zweck sei im Vereinigten 
Königreich wirksam, in geeigneter Weise 
und in Übereinstimmung mit Artikel 189 
EWG-Vertrag verwirklicht worden. 

Die Kommission hat mit Schriftsatz vom 
28. Mai 1982 Klage beim Gerichtshof er­
hoben, da sie der Auffassung war, daß 
das Vereinigte Königreich ihrer mit 
Gründen versehenen Stellungnahme 
nicht nachgekommen ist. 

Die vorliegende Klage ist am 3. Juni 
1982 in das Register der Kanzlei des Ge­
richtshofes eingetragen worden. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, die mündliche 
Verhandlung ohne vorherige Beweisauf­
nahme zu eröffnen. 

II — Ant r äge der Pa r t e i en 

Die Kommission beantragt, 

—• festzustellen, daß das Vereinigte Kö­
nigreich gegen seine Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 76/207/EWG des 
Rates vom 9. Februar 1976 zur Ver­
wirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen hinsichtlich des Zugangs zur 
Beschäftigung, zur Berufsbildung und 
zum beruflichen Aufstieg sowie in be­
zug auf die Arbeitsbedingungen ver­
stoßen hat, indem es nicht die erfor­
derlichen Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften in Kraft gesetzt hat, um 
dieser Richtlinie nachzukommen; 

•—· dem Vereinigten Königreich die Ko­
sten aufzuerlegen. 

Die Regierung des Vereinigten König­
reichs beantragt, 

— die Klage der Kommission abzuwei­
sen, 

— der Kommission die Kosten aufzuer­
legen. 

III — Angri f fs - und V e r t e i d i ­
gungsmi t t e l der Pa r t e i en 

Die Kommission trägt zunächst vor, zwar 
sei eine Bestimmung eines Einzelvertrags 
nach Section 77 (1) des streitigen Geset­
zes unter den dort festgesetzten Bedin­
gungen nichtig; es gebe jedoch keine 
entsprechenden Bestimmungen für Tarif­
verträge, Betriebsordnungen oder die 
Statuten der freien Berufe. Abgesehen 
von den Fällen, in denen die Durchset-
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zung der Vorschriften eines Tarifvertrags 
verlangt werden könne, weil dieser Ver­
trag ausdrücklich für durchsetzbar er­
klärt worden sei oder weil sie in Einzel­
arbeitsverträge übernommen worden 
seien, seien die Tarifverträge rechtlich so 
anzusehen, als ob die Parteien sie nicht 
als rechtlich durchsetzbar ausgestaltet 
hätten. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß 
die in Rede stehenden Bestimmungen die 
Erreichung des Ziels der Richtlinie nicht 
gewährleisteten. Die besondere Ver­
pflichtung, die die Richtlinie den Mit­
gliedstaaten auferlege, sei präzise; sie be­
stehe darin, die erforderlichen Maßnah­
men zu ergreifen, damit bestimmte Vor­
schriften rechtlich unwirksam seien oder 
von den Gerichten für unwirksam erklärt 
oder abgeändert werden könnten. Zwar 
überlasse Artikel 189 EWG-Vertrag, was 
die Richtlinien angehe, den innerstaatli­
chen Stellen die Wahl „der Form und 
der Mittel"; doch sei die Richtlinie für 
die Mitgliedstaaten hinsichtlich des zu 
erreichenden Ziels verbindlich. Nach 
Auffassung der Kommission besteht ein 
grundlegender Unterschied zwischen 
einer Rechtslage, die durch die Nich­
tigerklärung oder Abänderung einer dis­
kriminierenden Bestimmung geschaffen 
werde, durch die diese Bestimmung auf­
höre zu existieren, und der hier vorlie­
genden Situation, in der eine Bestim­
mung weiterbestehe, selbst wenn sie 
rechtlich nicht durchsetzbar sei. Dasselbe 
gelte mindestens ebenso für Bestimmun­
gen in Betriebsordnungen oder Statuten 
der freien Berufe, die dem Gleichbehand­
lungsgrundsatz zuwiderliefen. 

Die Kommission meint ferner, die Vor­
schriften der Section 6 (3) des Gesetzes, 
die die Beschäftigung in einem Privat­
haushalt sowie die Fälle, in denen fünf 
oder weniger Personen beschäftigt 
würden, von dem in dem Gesetz ent­
haltenen Diskriminierungsverbot ausnäh­

men, widersprächen der Richtlinie, ins­
besondere den Artikeln 3, 4 und 5. Das 
Argument, diese Ausnahmen seien vorge­
sehen worden, weil derartige Tätigkeiten 
„enge persönliche Beziehungen" voraus­
setzten, greife angesichts der Verpflich­
tung, die Ausnahme von der in der 
Richtlinie aufgestellten allgemeinen Re­
gel eng auszulegen, nicht durch; ohnehin 
ermögliche es diese in Artikel 2 Absatz 2 
der Richtlinie enthaltene Ausnahme den 
Mitgliedstaaten nur, bestimmte Berufstä­
tigkeiten von ihrem Anwendungsbereich 
auszuschließen. Das Vereinigte König­
reich verwende den außerordentlich un­
genauen Begriff „Beschäftigung in einem 
Privathaushalt" ohne zahlenmäßige Be­
grenzung und gehe von einer völlig will­
kürlich festgesetzten Zahl von fünf Per­
sonen für alle Arten abhängiger Arbeit 
aus. Auch werde kein Hinweis darauf 
gegeben, was ein „Haushalt" sei oder 
wann er als „privat" anzusehen sei. 

Hinsichtlich des in Section 20 vorgesehe­
nen Ausschlusses der Hebammen vom 
Geltungsbereich des Gesetzes habe das 
Vereinigte Königreich vorgetragen, es sei 
möglich, daß die vollständige Gleich­
behandlung theoretisch eingeschränkt 
werde, denn die männlichen Hebammen 
könnten nach den Übergangsvorschriften 
des Anhangs 4, Paragraph 3 des Geset­
zes bis zu dem vom Minister festzuset­
zenden Zeitpunkt nur an vom Minister 
bestimmten Orten (Edinburgh und Lon­
don) ausgebildet werden und ihre Tätig­
keit ausüben. Insoweit teilt die Kommis­
sion nicht die Auffassung des Vereinig­
ten Königreichs, daß der Beruf der He­
bamme aufgrund seiner Natur und der 
Bedingungen seiner Ausübung unter den 
Ausnahmetatbestand des Artikels 2 Ab­
satz 2 der Richtlinie falle; die Kommis­
sion erinnert daran, daß der Beruf des 
Frauenarztes keine ähnlichen Probleme 
aufgeworfen habe, und gelangt zu dem 
Ergebnis, daß Artikel 9 Absatz 2 nicht 
anwendbar sei. 
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Die Regierung des Vereinigten König­
reichs bemerkt in ihrer Klagebeantwor­
tung, ihrer Meinung nach entspreche das 
britische Gesetz in allen Punkten dem 
Geist und der Zielsetzung der Richtlinie. 
Sie macht insbesondere bezüglich der 
Tarifverträge, der Betriebsordnungen 
und der Statuten der freien Berufe 
darauf aufmerksam, daß Tarifverträge 
im Vereinigten Königreich normaler­
weise nicht rechtlich verbindlich seien 
(vgl. Ford Motor Co. Ltd./Amalgamated 
Union of Engineering and Foundry 
Workers, [1969] 2 Q.B. 303). Im übrigen 
wäre auch dann, wenn ein Tarifvertrag 
rechtlich verbindlich wäre, jede darin 
enthaltene, dem Gleichbehandlungs­
grundsatz zuwiderlaufende Bestimmung 
nach Section 77 des in Rede stehenden 
Gesetzes nichtig. Auch sei, da die aus 
rechtlich nicht verbindlichen Tarifverträ­
gen übernommenen Bestimmungen ihre 
rechtliche Wirkung durch ihre Über­
nahme in Einzelarbeitsverträge erlang­
ten, eine solche dem Gleichbehandlungs­
grundsatz zuwiderlaufende Bestimmung 
aufgrund der genannten Vorschrift schon 
deshalb nichtig, weil sie in einem derarti­
gen Arbeitsvertrag enthalten sei. Da das 
geltende Recht die Nichtigerklärung al­
ler diskriminierenden Bestimmungen 
eines Tarifvertrags ermögliche, die an­
dernfalls gültig wären, würden die von 
der Kommission vorgeschlagenen Maß­
nahmen zur Durchsetzung des Gleichbe­
handlungsgrundsatzes nichts beitragen. 
Ebenso führe Section 77 des Gesetzes 
zur Nichtigkeit jeder dem Gleichbehand­
lungsgrundsatz zuwiderlaufenden, durch 
Aufnahme in einen Vertrag wirksam ge­
wordenen Bestimmung einer Betriebs­
ordnung oder der Statuten eines freien 
Berufs. Falls eine Diskriminierung im Be­
reich der Beschäftigung auf einer solchen 
diskriminierenden Bestimmung beruhe, 
falle diese Diskriminierung unter Section 
6 des Gesetzes, und wenn eine Firma es 
sich zum Beispiel aufgrund einer inter­

nen Bestimmung zur Aufgabe machen 
würde, nur Personen eines bestimmten 
Geschlechts Stellen zu vermitteln, so 
wäre ihr dies nach Section 15 des Geset­
zes untersagt. Hinsichtlich der freien Be­
rufe werde Section 13 (1) des Gesetzes 
weit ausgelegt (vgl. British Judo Associa­
tion/Petty [1981] J.C.R. 660). 

Was die Beschäftigung in Privathaushal­
ten und in kleinen Betrieben betreffe, so 
folge aus Artikel 9 Absatz 2 der Richtli­
nie, daß die Frage, ob das Geschlecht 
eines Arbeitnehmers für eine bestimmte 
berufliche Tätigkeit aufgrund ihrer Art 
oder der Bedingungen ihrer Ausübung 
eine unabdingbare Voraussetzung dar­
stelle, unter Berücksichtigung der sozia­
len Entwicklung zu beurteilen sei. Wäre 
die Auffassung der Kommission richtig, 
wonach Artikel 2 Absatz 2 dahin auszu­
legen sei, daß eine Ausnahme nur aus 
Gründen der Authentizität zugelassen 
werden könne, die die Verrichtung der 
in Rede stehenden Tätigkeit durch eine 
Person des entgegengesetzten Ge­
schlechts ausschlössen, so würde der ein­
zige Grund, aus dem eine Ausnahme von 
dem Gleichbehandlungsgrundsatz ge­
rechtfertigt werden könne, dem eindeuti­
gen Wortlaut dieser Bestimmung wider­
sprechen, der die Anwendung dieses 
Grundsatzes aus zwei verschiedenen und 
voneinander unabhängigen Gründen aus­
schließe: die Art der Tätigkeiten und die 
Bedingungen ihrer Ausübung. Entgegen 
der Meinung der Kommission, wonach 
Artikel 2 Absatz 2 eng auszulegen sei 
und nur den Ausschluß von beruflichen 
Tätigkeiten aufgrund ihrer Art vorsehe, 
führt die Regierung des Vereinigten Kö­
nigreichs aus, daß das Geschlecht des 
Arbeitnehmers für zahlreiche berufliche 
Tätigkeiten aufgrund der Bedingungen 
ihrer Ausübung ein entscheidender Fak­
tor sei. Da die in Rede stehenden Arten 
von Tätigkeiten häufig sehr enge persön­
liche Beziehungen zwischen dem Arbeit-
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geber und dem Arbeitnehmer, der oft mit 
im Hause wohne oder z. B. als Gesell­
schafterin oder Hausangestellte zur per­
sönlichen Bedienung einer Person einge­
stellt werde, voraussetze, vertritt das 
Vereinigte Königreich den Standpunkt, 
daß der Arbeitgeber in diesem Fall be­
rechtigt sei, das Geschlecht des Arbeit­
nehmers oder der Person, die er einzu­
stellen beabsichtige, als entscheidenden 
Faktor zu berücksichtigen. Auch sei der 
Begriff „Beschäftigung in einem Privat­
haushalt" nicht ungenau, sondern ent­
halte im Gegenteil für die Gerichte, die 
über arbeitsrechtliche Fälle zu entschei­
den hätten, einen inhaltlich klaren An­
haltspunkt. So falle normalerweise ein 
für eine Familie angestellter Koch, Gärt­
ner oder Chauffeur unter diesen Ausnah­
metatbestand. Sei der Chauffeur jedoch 
z. B. nicht wirklich im Haushalt seines 
Arbeitgebers, sondern in seinem Unter­
nehmen angestellt, so gelte die Aus­
nahme nicht (vgl. Heron Corp. Ltd./ 
Commis [1980] J.C.R. 713). 

Was die Arbeitgeber betreffe, die nicht 
mehr als fünf Arbeitnehmer beschäftigten 
(wobei die im Privathaushalt angestellten 
Personen unberücksichtigt blieben), 
werde diese Ausnahme zurückhaltend 
angewandt, um nicht die Fälle einschlie­
ßen zu müssen, in denen zusammenge­
schlossene Arbeitgeber mehrere kleine 
Betriebe besäßen, von denen jeder nur 
fünf Arbeitnehmer oder weniger beschäf­
tige, die zusammen jedoch mehr beschäf­
tigten. Diese Ausnahme sei gerechtfertigt 
und falle wegen der engen persönlichen 
Beziehungen, die oft in kleinen Betrieben 
bestünden, unter den Tatbestand des Ar­
tikels 2 Absatz 2 der Richtlinie. Man 
könne zum Beispiel auf — bisweilen 
ältere — Geschäftsführerinnen und In­
haberinnen kleiner Geschäfte verweisen, 
die nur weibliches Hilfspersonal zu be­
schäftigen wünschten. 

Was die Hebammen betreffe, so seien 
die weiterhin in Kraft befindlichen, eine 
Unterscheidung enthaltenen Bestimmun­
gen nach wie vor gemäß Artikel 2 Absatz 
2 der Richtlinie aufgrund der Art des 
Hebammenberufes und der Bedingungen 
seiner Ausübung notwendig und gerecht­
fertigt. Diese Bestimmungen seien jedoch 
in regelmäßigen Abständen unter Be­
rücksichtigung der sozialen Entwicklung 
überprüft worden und würden auch wei­
terhin überprüft. Das Vorbringen der 
Kommission, der Beruf des Frauenarztes 
habe insoweit keine Probleme aufgewor­
fen, zeige deren mangelndes Verständnis 
für die Rolle des Frauenarztes einerseits 
und der Hebamme andererseits. Ihre Ar­
beit sei verschieden, und der erstere sei 
nicht unter denselben Bedingungen tätig 
wie die letztere. Der Frauenarzt sei sel­
ten mit einer Patientin allein, da der 
Kontakt mit dieser immer in einer Pra­
xis, einer Klinik, einem Krankenhaus­
raum usw. in Gegenwart einer anderen 
Person, normalerweise einer Hebamme 
oder einer Assistentin, stattfinde. Die von 
dem Frauenarzt vorgenommene Behand­
lung sei im allgemeinen nicht kontinuier­
lich und zudem von kurzer Dauer, wo­
gegen die Hebamme während ziemlich 
langer Zeiträume und zu wiederholten 
Malen bei der Patientin bleibe. Die He­
bamme betreue die Patientin wenigstens 
zehn Tage nach der Entbindung und oft 
zu Hause. Somit bestünde, wenn die Pa­
tientinnen nicht die Möglichkeit hätten, 
eine weibliche Hebamme zu wählen, die 
Gefahr, daß sie sowohl für sich selbst als 
auch für ihr neugeborenes Kind Risiken 
eingingen, indem sie jedwede fachkun­
dige Hilfe ablehnten. Deshalb sei es not­
wendig, die Vorstellung von einer männ­
lichen Hebamme, die im Vereinigten 
Königreich keine Tradition habe, nach 
und nach einzuführen, wobei auch den 
Empfindungen und Überzeugungen der­
jenigen Einwohner, die von einer ande­
ren kulturellen Umgebung geprägt seien, 
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Rechnung getragen werden müsse. Ein 
Bericht über zwei in London und im 
Zentrum von Schottland durchgeführte 
Untersuchungen über männliche Hebam­
men gestatte die Schlußfolgerung, daß 
der Beruf Männern zugänglich gemacht 
werden könne, sofern gewährleistet 
werde, daß jede Frau soweit wie möglich 
zwischen einer weiblichen und einer 
männlichen Hebamme wählen könne. 
Deshalb sei es wünschenswert, daß die 
vom Gesetz vorgesehene Übergangsfrist 
bald beendet werde und daß Männer un­
ter denselben Bedingungen wie Frauen 
zur Hebamme ausgebildet werden und 
diesen Beruf ausüben könnten, voraus­
gesetzt, die genannten Vorsichtsmaß­
nahmen würden eingehalten. 

In ihrer Erwiderung führt die Kommis­
sion insbesondere aus, das Vorbringen, 
in der Praxis sei es im Vereinigten 
Königreich nicht üblich, Tarifverträge 
mit verbindlicher "Wirkung auszustatten, 
entspreche nicht der in der Richtlinie 
dreimal aufgestellten Verpflichtung. 
Auch sei hervorzuheben, daß die in der 
Richtlinie enthaltenen Verpflichtungen 
ausdrücklich für Einzelarbeitsverträge 
und für Tarifverträge •—· und nicht nur, 
wie im Vereinigten Königreich, für Ein­
zelverträge — gälten. 

Hinsichtlich der Betriebsordnungen er­
wähnt die Kommission den Fall eines 
Stellenbewerbers, dem eine in dem be­
treffenden Beruf geltende diskriminie­
rende Betriebsordnung entgegengehalten 
werde. Dieser hat ihrer Meinung nach 
keine Klagemöglichkeit nach nationalem 
Recht; nach Gemeinschaftsrecht wäre 
eine solche Betriebsordnung dagegen 
nichtig oder könne für nichtig erklärt 
oder abgeändert werden. Weder Section 
6 und 13 noch Section 15, die das Ver­
einigte Königreich herangezogen habe, 
erfülle diese Voraussetzung. 

Nach Auffassung der Kommission ist 
eine Ungleichbehandlung im Sinne von 

Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie nur zu­
lässig, wenn das Geschlecht des Arbeit­
nehmers einen entscheidenden Faktor 
darstellt. Ob sich dies aus der Art der in 
Rede stehenden Tätigkeiten oder den Be­
dingungen ihrer Ausübung oder aber aus 
der Art dieser Tätigkeiten und den Be­
dingungen ihrer Ausübung ergebe, sei 
zweitrangig. Es sei Sache des Mitglied­
staats, wenn er gerügt werde, zu bewei­
sen, daß die in Rede stehende besondere 
Tätigkeit — und die im Vereinigten Kö­
nigreich geltenden Ausnahmen bezögen 
sich nicht auf Tätigkeiten — gestattet 
werden könne, da sie eine Ausnahme ge­
mäß Artikel 2 Absatz 2 darstelle, wobei 
die in Artikel 9 Absatz 2 enthaltenen Er­
fordernisse nicht außer acht gelassen 
werden dürften. Jedenfalls seien die un­
ter Artikel 2 Absatz 2 fallenden Tätigkei­
ten nicht zahlreich, und die Mitgliedstaa­
ten seien verpflichtet, jede besondere 
Ausnahme, die sie aufrechtzuerhalten be­
absichtigten, zu rechtfertigen. 

Was die Beschäftigung in Privathaushal­
ten betrifft, bemerkt die Kommission, 
das Vereinigte Königreich verwende bis­
weilen den Ausdruck „Gesellschafterin" 
oder „Zimmermädchen" oder wende die 
Ausnahmeregelung auf Köchinnen, Gärt­
ner oder Chauffeure an. Außerdem zeige 
der Umstand, daß der Begriff „Privat­
haushalt" Gegenstand gerichtlicher Ent­
scheidungen gewesen sei, daß er nicht 
vollständig klar sei. 

Was die Beschäftigung von fünf oder 
weniger Personen angehe, müsse man 
sich fragen, was für diejenigen Kleinbe­
triebe gelten solle, in denen keine engen 
persönlichen Beziehungen bestünden. 
Die Kommission meint, der Umstand, 
daß der „Eigentümer" oder „Geschäfts­
führer" eines kleinen Geschäfts eine Un­
terscheidung treffen dürfe, erinnere eher 
an das Dickenssche England als an die 
Gemeinschaft der achtziger Jahre. 
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Im Hinblick auf die Hebammen trägt die 
Kommission vor, sie verstehe immer 
noch nicht, wie man das an die Männer 
gerichtete Verbot, diesen Beruf auszu­
üben, verteidigen könne. Hauptsächlich 
deshalb, weil es den Männern nach briti­
schem Recht erlaubt sei, diesen Beruf 
auszuüben, sei es aufgrund der Richtlinie 
unmöglich, die Ausübung dieses Berufs 
nachträglich diskriminierenden Bestim­
mungen zu unterwerfen. Anders ausge­
drückt sei nur eines möglich: Entweder 
falle dieser Beruf von Anfang an unter 
den Ausnahmetatbestand des Artikels 2 
Absatz 2, was, wie das Vereinigte König­
reich vortrage, nicht der Fall sei, oder 
aber er falle nicht unter diesen Aus­
nahmetatbestand. Unter praktischen Ge­
sichtspunkten sieht die Kommission in 
diesem Bereich keinen grundlegenden 
Unterschied zwischen den Frauenärzten 
und den Hebammen, denn es sei fast un­
vermeidlich, daß auch die ersteren mit 
ihrer Patientin allein seien. Die Kommis­
sion sieht nicht ein, worin das praktische 
Problem bestehen soll, da die männlichen 
Hebammen wahrscheinlich eher die Aus­
nahme als die Regel bildeten. Aus diesen 
Gründen meint die Kommission, daß die 
streitige Ausnahme aus den nationalen 
Gesetzen gestrichen werden müsse, was 
übrigens in mehreren Mitgliedstaaten be­
reits geschehen sei. 

Das Vereinigte Königreich wiederholt in 
seiner Gegenerwiderung, die Richtlinie 
fordere nicht den Erlaß einer Bestim­
mung, nach der solche Texte, die ohne­
hin keine rechtliche Wirkung hätten — 
wie die Tarifverträge nach englischem 
Recht — nichtig seien oder für nichtig 
erklärt werden oder geändert werden 
könnten. Unzutreffend sei auch das Vor­
bringen, der Bewerber für eine Stelle, 
dem eine in seinem Beruf geltende dis­
kriminierende Regelung entgegengehal­
ten werde, habe kein Rechtsmittel. So­
fern der Arbeitgeber oder der potentielle 
Arbeitgeber sich auf eine derartige Rege­

lung berufe, habe der Betroffene eine 
Klagemöglichkeit (Section 6 des Geset­
zes). "Wenn die Regelung die Zustim­
mung oder die Qualifikation des Bewer­
bers für die Stelle berühre, könne der Be­
troffene gegen den Berufsverband vorge­
hen (Section 13). 

Der Bericht der Kommission an den Rat 
vom 11. Februar 1981 zeige, daß die 
Kommission Artikel 2 Absatz 2 unrichtig 
auslege, da sie die Hälfte dieser Bestim­
mung auslasse, nämlich die Passage über 
die Bedingungen, unter denen die beruf­
liche Tätigkeit ausgeübt werde. Die 
Richtlinie enthalte keinen Hinweis 
darauf, daß die Mitgliedstaaten ver­
pflichtet seien, die besonderen, unter Ar­
tikel 2 Absatz 2 fallenden Tätigkeiten im 
einzelnen aufzuführen. So stehe es den 
Mitgliedstaaten z. B. völlig frei, die 
Richtlinie durchzuführen, indem sie Ge­
setze erließen, die unter Übernahme des 
Wortlauts von Artikel 2 Absätze 1 und 2 
eine Diskriminierung untersagten und es 
den nationalen Gerichten überließen, im 
Einzelfall festzustellen, welche berufli­
chen Tätigkeiten nicht unter das allge­
meine Verbot fielen. Dies scheine die 
Auffassung der Niederlande zu sein, und 
die französischen und die deutschen 
Rechtsvorschriften gingen wohl von 
einem ähnlichen allgemeinen Ansatz aus. 
Es stehe den Mitgliedstaaten ebenfalls 
frei, bestimmte berufliche Tätigkeiten 
unter Berufung auf Artikel 2 Absatz 2 
auszuschließen, indem sie sich auf ihre 
Art oder die Bedingungen ihrer Aus­
übung bezögen, wie das Vereinigte Kö­
nigreich dies getan habe. 

Das Vereinigte Königreich verwahrt sich 
gegen die Behauptung, die die Privat­
haushalte und die kleinen Betriebe be­
treffenden Rechtsvorschriften seien nicht 
klar. Das Vorbringen der Kommission, 
der Wortlaut eines Gesetzes sei nicht 
klar, weil er Gegenstand gerichtlicher 
Entscheidungen gewesen sei, erscheine 
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absurd und führe zu der Schlußfolge­
rung, daß auch Artikel 2 Absatz 2 unklar 
seiį da er der Prüfung durch den Ge­
richtshof unterliege. 

Was die Hebammen angehe, führe das 
Argument der Kommission zu dem Er­
gebnis, daß, wenn nach den Rechtsvor­
schriften eines Mitgliedstaats hinsichtlich 
des Zugangs zum Beruf jede Unterschei­
dung verboten sei, das heißt, wenn man 
sich im Moment des Zugangs nicht auf 
Artikel 2 Absatz 2 berufe, jede eventuell 
später in dem Beruf vorgenommene Un­
terscheidung außerhalb dés - Anwen­
dungsbereiches dieser Vorschrift liege. 
Wenn dies richtig wäre, würden die Mit­
gliedstaaten ermutigt, Unterscheidungen 
für berufliche Tätigkeiten, bei denen die 
soziale Entwicklung deren schrittweisen 
Abbau ermöglicht hätte, aufrechtzuerhal­
ten, und zwar aus Furcht, daß jedes 
Nachgeben dazu führen würde, daß 
keine Unterscheidung mehr erlaubt wäre, 
auch wenn sie notwendig und gerechtfer­
tigt sei. So könnte ein Mitgliedstaat den 
Frauen den Zugang zu einer Beschäfti­
gung eröffnen, zugleich jedoch zulassen, 
daß gewisse Verbote unmittelbar auf be­
stimmte zu dieser Beschäftigung gehö­
rende Tätigkeiten angewandt würden. 
Desgleichen könne es in bestimmten Fäl­
len zwar angemessen sein, auf der Ebene 
des Zugangs zu bestimmten Beschäfti­
gungen jede Unterscheidung aufgrund 
des Geschlechts zu verbieten, zugleich 
jedoch gerechtfertigt sein, aus den in Ar­
tikel 2 Absatz 2 genannten Gründen eine 
Unterscheidung im Hinblick auf den Zu­
gang zu bestimmten Positionen innerhalb 
der Hierarchie zu erlauben. Die richtige 
Auslegung ist nach Auffassung des Ver­
einigten Königreichs die folgende: Wenn 
für eine berufliche Tätigkeit aufgrund ih­
rer Art oder der Bedingungen ihrer Aus­
übung das Geschlecht des Arbeiters eine 
unabdingbare Voraussetzung darstelle, 
seien die Mitgliedstaaten berechtigt, 
diese berufliche Tätigkeit vom Geltungs­

bereich des GleichbehandlungsgrundsatT 
zes auszuschließen. Die Frage, ob das 
Geschlecht des Arbeitnehmers eine unab­
dingbare Voraussetzung darstelle, hänge 
jedoch von allen Umständen einschließ­
lich der jeweiligen sozialen Entwicklung 
ab. Wenn unter den derzeitigen sozialen 
Bedingungen in der Praxis eine Unter­
scheidung notwendig sei, so falle diese 
berufliche Tätigkeit unter Artikel 2 Ab­
satz 2, sofern sich die Notwendigkeit, 
die Diskriminierung zu gestatten, aus der 
Art der beruflichen Tätigkeit oder den 
Bedingungen ihrer Ausübung ergebe. 

Das Vereinigte Königreich meint, die 
Kommission habe den Unterschied 'zwi­
schen der Rolle der Hebamme und der 
des Frauenarztes nicht richtig verstan­
den. Die dringenden Erfordernisse des 
Augenblicks könnten bewirken, daß die 
Frauen und ihre Ehemänner sich im Mo­
ment der Niederkunft durch von einem 
Mann vorgenommene, den Intimbereich 
betreffende Handlungen weniger beein­
trächtigt fühlten. Der Unterschied der 
Rollen und der beruflichen Tätigkeiten 
trete jedoch in dem Zeitraum vor und 
nach der Entbindung und in den oft im 
Hause der Patientin vorgenommenen, 
den Intimbereich betreffenden Handlun­
gen, die der Hebamme vorbehalten 
seien, zutage. Ferner sei zu bemerken, 
daß 'zahlreiche Frauen, obwohl es viele 
Frauenärzte gebe, eine Ärztin vorzögen 
und, sofern keine Ärztin verfügbar sei, 
jede ärztliche Behandlung ablehnten und 
sich von einer Hebamme betreuen ließen. 

IV — F r a g e n an die P a r t e i e n 

Der Gerichtshof hat der britischen Re­
gierung folgende Fragen gestellt, die 
diese wie folgt beantwortet hat: 

Frage 1 
Können die Entscheidungen oder Fest­
stellungen der in Anwendung des Equal 
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Pay Act geschaffenen Stelle den beson­
deren Bereich betreffen, auf den sich die 
Richtlinie 76/207 bezieht? 

Antwort 

1. Nach Auffassung des Vereinigten 
Königreichs bezweckt Artikel 3 des 
Equal Pay Act nicht in erster Linie die 
Erfüllung der dem Vereinigten König­
reich aufgrund der Richtlinie 76/207 
obliegenden Verpflichtungen. 

2. Section 3 wurde hauptsächlich erlas­
sen, um sicherzustellen, daß gegen die 
aus der Anwendung von Tarifverträgen 
oder Gehaltstabellen der Arbeitgeber re­
sultierenden Diskriminierungen im Be­
reich der Beschäftigungsbedingungen, 
gegen die man nicht aufgrund der Be­
stimmungen des Equal Pay Act vorgehen 
konnte, wenigstens unter Hinweis auf 
die in dem Tarifvertrag oder der vom 
Arbeitgeber verwendeten Gehaltstabelle 
selbst enthaltenen diskriminierenden Be/ 
dingungen vorgegangen werden kann. 
Section 3 war erforderlich, weil die an­
deren Bestimmungen dieses Gesetzes 
(das fünf Jahre vor dem Sex Discrimina­
tion Act und der Richtlinie 76/207 erlas­
sen worden ist) nicht die Fälle behandel­
ten, in denen der Arbeitgeber keine wei­
teren Beschäftigten des anderen Ge­
schlechts hatte, mit deren Situation er die 
von ihm angewandten Arbeitsbedingun­
gen direkt hätte vergleichen können. 

3. Der Sex Discrimination Act geht an­
ders vor. Ein tatsächlicher Vergleich mit 
der Behandlung von Personen des ande­
ren Geschlechts ist nicht notwendig, weil 
das Gesetz den Vergleich mit der hypo­
thetischen Behandlung einer Person des 
anderen Geschlechts zuläßt. Section 3 
überträgt jedoch dem Central Arbitration 
Committee [Zentrale Schiedsstelle] die 
Befugnis, notwendige Änderungen der 
Arbeitsbedingungen anzuzeigen, wenn 
ein Tarifvertrag (oder die Gehaltstabelle 

eines Arbeitgebers) Bestimmungen ent­
hält, die nur auf männliche oder nur auf 
weibliche Arbeitnehmer anwendbar sind, 
um 

a) die Anwendung derjenigen Bestim­
mungen, die nur für Männer oder nur 
für Frauen gelten, auf Männer und 
Frauen auszudehnen und 

b) jede daraus resultierende unnötige 
Wiederholung in den Bestimmungen 
des Tarifvertrags (oder der Gehaltsta­
belle) zu beseitigen, so daß die für 
Männer und die für Frauen festge­
setzten Bedingungen in keinem Punkt 
ungünstiger sind, als sie es ohne die 
Änderungen wären, vorausgesetzt, 
daß die Änderungen nicht zur An­
wendung der Bestimmungen des Ta­
rifvertrags (oder der Gehaltstabelle) 
auf Angestellte führen, auf die sie zu­
vor nicht anwendbar waren. 

Der Tarifvertrag (oder die Gehaltsta­
belle) kann von einer der Parteien des 
Tarifvertrags (oder vom Arbeitgeber, 
wenn es sich um die Gehaltstabelle eines 
Arbeitgebers handelt) oder vom Minister 
(Secretary of State) der Zentralen 
Schiedsstelle vorgelegt werden. Section 3 
sieht somit ein Verfahren vor, nach 
dem der Gleichbehandlungsgrundsatz für 
Männer und Frauen in bezug auf die Ar­
beitsbedingungen im Vereinigten König­
reich durchgeführt wird. 

Fragen 2 und 3 

In welchem Stadium befindet sich derzeit 
die Prüfung des Berichtes über die die 
männlichen Hebammen betreffenden 
Untersuchungen durch die Regierungs­
stellen, und zu welchen Ergebnissen wird 
sie gegebenenfalls führen? 
Beabsichtigt das Vereinigte Königreich, 
entsprechend den in Abschnitt 71 seiner 
Klagebeantwortung zum Ausdruck ge­
brachten Hoffnungen die im Sex Discri­
mination Act vorgesehene Übergangszeit 
in naher Zukunft zu beenden? 

3443 



URTEIL VOM 8. 11. 1983 — RECHTSSACHE 165/82 

Antworten 
Die britische Regierung ist nach ausführ­
licher Beratung mit den Gesundheits­
behörden, Berufsverbänden und anderen 
Organisationen über den Bericht über 
zwei die männlichen Hebammen betref­
fende Untersuchungen zu dem Ergebnis 
gekommen, daß die für die Ausbildung 
und die Beschäftigung von Männern als 
Hebammen geltenden Beschränkungen 
nunmehr aufzuheben sind. 
Verordnungen zur Durchführung dieser 
Entscheidung werden derzeit gemäß Sec­
tion 80 (1) (a) und gemäß Paragraph 3 
des Anhangs 4 zum Sex Discrimination 
Act 1975 ausgearbeitet. Die sich aus die­
sen Verordnungen ergebenden Änderun­
gen werden voraussichtlich Ende August 
1983 in Kraft treten. 
In Abschnitt 68 der Klagebeantwortung 
wurde bemerkt, Frauen, insbesondere 
solche, die zu den im Vereinigten König­
reich lebenden ethnischen Minderheiten 

gehören, würden sehr wahrscheinlich 
jede berufsmäßige Betreuung ablehnen 
und dadurch sich und ihre neugeborenen 
Kinder gefährden, wenn ihnen nicht die 
Möglichkeit gegeben würde, eine weib­
liche Hebamme zu wählen. Die Gesund­
heitsbehörden werden deshalb aufgefor­
dert werden sicherzustellen, daß die 
Frauen jederzeit die Möglichkeit haben, 
auf Wunsch von einer weiblichen Heb­
amme betreut zu werden, und in den Fäl­
len, in denen ihnen eine männliche He­
bamme zur Verfügung steht, für eine zu­
sätzliche geeignete Betreuung Sorge zu 
tragen. 

IV — Mündliche Verhandlung 

Die Parteien haben in der Sitzung vom 
22. März 1983 mündlich verhandelt. 
Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 7. Juni 1983 
vorgetragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat mit Klageschrift, die 
am 3. Juni 1982 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß 
Artikel 169 EWG-Vertrag Klage auf Feststellung erhoben, daß das Ver­
einigte Königreich gegen seine Verpflichtungen aus dem EWG-Vertrag ver­
stoßen hat, indem es nicht innerhalb der vorgeschriebenen Fristen die erfor­
derlichen Vorschriften erlassen hat, um der Richtlinie 76/207 des Rates vom 
9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur 
Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeits­
bedingungen (ABl. L 39, S. 40) nachzukommen. 

2 Die Kommission wirft dem Vereinigten Königreich vor, die Richtlinie nur 
teilweise durchgeführt zu haben, indem es den Sex Discrimination Act 1975 

3444 



KOMMISSION / VEREINIGTES KÖNIGREICH 

(im folgenden: das Gesetz von 1975) nicht geändert und vervollständigt 
habe; dieses Gesetz habe zwar eine Reihe von Diskriminierungen im Bereich 
der Beschäftigung abgeschafft, lasse jedoch andere Diskriminierungen unbe­
rührt, die nach der Richtlinie spätestens am 12. August 1978 hätten beseitigt 
sein müssen. 

3 Die Rügen der Kommission beziehen sich auf folgende Punkte: 

a) Weder das Gesetz von 1975 noch irgendeine andere im Vereinigten 
Königreich geltende Rechtsvorschrift sehe vor, daß die mit dem Grund­
satz der Gleichbehandlung unvereinbaren Bestimmungen in Tarifverträ­
gen, Betriebsordnungen sowie in den Statuten der freien Berufe nichtig 
seien, für nichtig erklärt oder geändert werden könnten. 

b) Entgegen den Bestimmungen der Richtlinie schließe das in Rede stehende 
Gesetz in Section 6 (3) den Fall der Beschäftigung in einem Privathaus­
halt und den Fall, daß die Anzahl der von einem Arbeitgeber beschäftig­
ten Personen fünf nicht überschreite (wobei die in einem Privathaushalt 
beschäftigten Personen nicht mitgezählt würden), von dem Diskriminie­
rungsverbot aus. 

c) Schließlich gelte das Verbot der Diskriminierung aufgrund des Ge­
schlechts nach Section 20 des Gesetzes von 1975 nicht für die Beschäfti­
gung, den beruflichen Aufstieg und die Berufsbildung der Hebammen. 

Zu r ers ten Rüge 

4 Die Regierung des Vereinigten Königreichs vertritt den Standpunkt, daß 
diese Rüge nicht begründet sei. Sie führt aus, nach Section 18 des Trade 
Union and Labour Relations Act 1974 seien die vor dem 1. Dezember 1971 
oder nach Inkrafttreten dieses Gesetzes geschlossenen Tarifverträge so anzu­
sehen, als hätten sie zwischen den Parteien keinen rechtlich verbindlichen 
Vertrag begründet, es sei denn, sie seien schriftlich geschlossen worden und 
enthielten eine Klausel, in der die Parteien ihre Absicht, den Tarifverträgen 
eine rechtlich verbindliche Wirkung zu verleihen, zum Ausdruck brächten. 
Tarifverträge seien nämlich normalerweise nicht rechtlich verbindlich. Der 
Regierung sei kein einziger derzeit im Vereinigten Königreich bestehender 
rechtlich verbindlicher Tarifvertrag bekannt. 
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5 Selbst wenn es Tarifverträge gäbe, die mit dem Grundsatz der Gleichbehand­
lung unvereinbare Bestimmungen enthielten, seien diese nach Section 77 des 
Gesetzes von 1975 nichtig, soweit sie nicht nach Section 3 des Equal Pay Act 
1970 geändert werden könnten. 

6 Nach derselben Vorschrift seien die Folgen nichtig, die sich aus einer mit 
dem Diskriminierungsverbot unvereinbaren Bestimmung einer Betriebsord­
nung oder der Statuten eines freien Berufes ergäben. Dies gelte für einen 
Vertrag zwischen den Angehörigen eines Berufes oder zwischen diesen und 
einem Unternehmen oder irgendeinem rechtsfähigen Berufsverband. Beruhe 
eine Diskriminierung im Bereich der Beschäftigung auf einer in der Betriebs­
ordnung eines Unternehmens oder einer Berufsorganisation enthaltenen dis­
kriminierenden Bestimmung, so falle diese Diskriminierung unter Section 6 
des Gesetzes von 1975. Wenn außerdem ein Unternehmen, das sich mit der 
Vermittlung von Arbeitskräften befasse, aufgrund seiner internen Regelung 
Stellen nur Personen des eines Geschlechts unter Ausschluß des anderen 
anbieten würde, so wäre ihm dies nach Section 15 des Gesetzes von 1975 
untersagt. 

7 Sofern schließlich eine Bestimmung, die gegen den Grundsatz der Gleichbe­
handlung verstoße, sich auf die Genehmigung zur Ausübung eines Berufes 
oder die insoweit erforderlichen Qualifikationen beziehe, falle sie unter Sec­
tion 13 (1) des Gesetzes von 1975, die es im wesentlichen den für die Ertei­
lung dieser Genehmigung oder die Bestimmung der Qualifikationen zustän­
digen Behörden und Organisationen verbiete, „Frauen zu diskriminieren". 

s Diese Argumente genügen nicht, um die Rügen der Kommission zurückzu­
weisen. Zwar ist anzuerkennen, daß die Rechtsvorschriften des Vereinigten 
Königreichs in bezug auf Tarifverträge mit rechtlich verbindlicher Wirkung 
die sich aus der Richtlinie ergebenden Verpflichtungen erfüllen, soweit diese 
Verträge unter Section 77 des Gesetzes von 1975 fallen; doch ist festzustel­
len, daß die Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs weder für die 
nicht verbindlichen Tarifverträge — von denen das Vereinigte Königreich 
erklärt, daß es nur solche gebe — noch für die Betriebsordnungen oder die 
Statuten der freien Berufe eine entsprechende Bestimmung enthalten. 

9 Dem Vorbringen des Vereinigten Königreichs, wonach die Tarifverträge we­
gen ihres nichtverbindlichen Charakters nicht in den Anwendungsbereich der 
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Richtlinie fallen, kann nicht gefolgt werden, selbst wenn der Feststellung des 
Vereinigten Königreichs Rechnung getragen wird, daß die im Rahmen eines 
Tarifvertrages geschlossenen Einzelarbeitsverträge nach Section 77 des 
Gesetzes von 1975 nichtig seien. 

10 Nach Artikel 4 Buchstabe b der Richtlinie 76/207 beinhaltet die Anwendung 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung in den dort genannten Bereichen, 
daß die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen treffen, um sicherzu­
stellen, 

„daß die mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung unvereinbaren Bestim­
mungen in Tarifverträgen oder Einzelarbeitsverträgen, in Betriebsordnungen 
sowie in den Statuten der freien Berufe nichtig sind, für nichtig erklärt oder 
geändert werden können . . . " 

u Die Richtlinie gilt somit für alle Tarifverträge, ohne nach der Natur der 
Rechtswirkungen zu unterscheiden, die diese Verträge entfalten oder nicht 
entfalten. Der Grund für diese allgemeine Geltung liegt darin, daß die Tarif­
verträge, auch wenn sie für die sie unterzeichnenden Parteien oder für die in 
ihnen geregelten Arbeitsverhältnisse nicht rechtlich verbindlich sind, gleich­
wohl wichtige tatsächliche Auswirkungen auf die Arbeitsverhältnisse, auf die 
sie sich beziehen, haben, insbesondere soweit sie die Errungenschaften der 
Arbeitnehmer festlegen und den Unternehmen im Interesse des sozialen Frie­
dens Hinweise in bezug auf die Bedingungen geben, denen die Arbeitsver­
hältnisse genügen müssen oder nicht zu genügen brauchen. Das Erfordernis, 
der Richtlinie volle Wirksamkeit zu verschaffen, macht es somit erforderlich, 
daß die mit den Verpflichtungen, die die Richtlinie den Mitgliedstaaten auf­
erlegt, unvereinbaren Bestimmungen dieser Verträge auf geeignetem "Wege 
für unwirksam erklärt, aufgehoben oder geändert werden können. 

Zu r zwei ten Rüge 

i2 Nach Auffassung des Vereinigten Königreichs ist der Umstand, daß die Be­
schäftigung in einem Privathaushalt oder in Unternehmen, in denen die An­
zahl der Beschäftigten fünf nicht übersteigt, nach Section 6 (3) des Gesetzes 
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von 1975 nicht unter das Diskriminierungsverbot fällt, durch die Ausnahme 
gerechtfertigt, die die Richtlinie selbst in ihrem Artikel 2 Absatz 2 enthält. 
Dieser lautet: 

„Diese Richtlinie steht nicht der Befugnis der Mitgliedstaaten entgegen, 
solche beruflichen Tätigkeiten und gegebenenfalls die dazu jeweils erforder­
liche Ausbildung, für die das Geschlecht aufgrund ihrer Art oder der Bedin­
gungen ihrer Ausübung eine unabdingbare Voraussetzung darstellt, von 
ihrem Anwendungsbereich auszuschließen." 

1 3 Es ist anzuerkennen, daß die streitige Bestimmung des Gesetzes von 1975, 
soweit sie die Beschäftigung in einem Privathaushalt betrifft, darauf abzielt, 
den Grundsatz der Gleichbehandlung mit dem ebenfalls grundlegenden Prin­
zip der Achtung des Privatlebens in Einklang zu bringen. Dieser Ausgleich 
gehört zu den Umständen, die bei der Ermittlung des·Anwendungsbereichs 
der in Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie vorgesehenen Ausnahme zu berück­
sichtigen sind. 

u Zwar ist unbestreitbar, daß diese Rechtfertigung für bestimmte Beschäftigun­
gen in Privathaushalten eine entscheidende Rolle spielen kann; dies gilt je­
doch nicht für alle in Rede stehenden Beschäftigungen. 

is Was die kleinen Unternehmen mit nicht mehr als fünf Beschäftigten angeht, 
hat das Vereinigte Königreich nichts vorgetragen, was beweisen könnte, daß 
für jedes Unternehmen dieser Größe das Geschlecht des Arbeitnehmers auf­
grund der Art seiner Tätigkeiten oder der Bedingungen ihrer Ausübung eine 
unabdingbare Voraussetzung darstellt. 

i6 Daraus folgt, daß die in der beanstandeten Bestimmung des Gesetzes von 
1975 enthaltene Ausnahme aufgrund ihres allgemeinen Charakters über das 
Ziel hinausgeht, das im Rahmen des Artikels 2 Absatz 2 der Richtlinie 
berechtigterweise verfolgt werden kann. 

Zur d r i t t en Rüge 

i7 Die dritte Rüge der Kommission bezieht sich darauf, daß das Gesetz von 
1975 den Zugang zum Beruf der Hebamme und die entsprechende Berufs­
ausbildung nur in bestimmten Grenzen ermögliche. Daraus ergebe sich eine 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts. 
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is Das Vereinigte Königreich bestreitet die Tatsachen nicht. Es trägt vor, nach 
Paragraph 3 des Anhangs 4 zum Gesetz von 1975 hätten Männer bis zu 
einem durch ministerielle Verordnung festzusetzenden Zeitpunkt zu dieser 
Beschäftigung und der entsprechenden Ausbildung nur an bestimmten Orten 
Zugang. Das beruhe darauf, daß dieser Beruf im Vereinigten Königreich tra­
ditionsgemäß nicht von Männern ausgeübt werde. Das Vereinigte König­
reich vertritt den Standpunkt, daß in einem Bereich, in dem die Achtung der 
Gefühle der Patientin ganz besondere Bedeutung habe, diese Beschränkung 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt mit Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie vereinbar 
sei. Es fügt jedoch hinzu, daß es beabsichtigte, entsprechend den sich aus 
Artikel 9 Absatz 2 der Richtlinie ergebenden Verpflichtungen schrittweise 
vorzugehen und die Entwicklung der Situation zu beobachten. 

i9 Nach dieser Vorschrift prüfen die Mitgliedstaaten in regelmäßigen Abstän­
den die unter Artikel 2 Absatz 2 fallenden beruflichen Tätigkeiten, um unter 
Berücksichtigung der sozialen Entwicklung festzustellen, ob es gerechtfertigt 
ist, die zulässigen Ausnahmen aufrechtzuerhalten. Sie übermitteln der Kom­
mission das Ergebnis dieser Prüfung. 

20 Es läßt sich nicht bestreiten, daß die Mitgliedstaaten, wie auch das Ver­
einigte Königreich anerkennt, auf dem fraglichen Gebiet verpflichtet sind, 
den Grundsatz der Gleichbehandlung durchzusetzen. Es ist jedoch einzuräu­
men, daß zum gegenwärtigen Zeitpunkt persönliche Empfindsamkeiten in 
den Beziehungen zwischen der Hebamme und ihrer Patientin eine bedeu­
tende Rolle spielen können. Unter diesen Umständen kann festgestellt wer­
den, daß das Vereinigte Königreich dadurch, daß es den in der Richtlinie 
niedergelegten Grundsatz nicht vollständig durchgeführt hat, nicht die Gren­
zen der Befugnis überschritten hat, die den Mitgliedstaaten in den Artikeln 9 
Absatz 2 und 2 Absatz 2 der Richtlinie zuerkannt wird. Diese Rüge der 
Kommission ist somit zurückzuweisen. 

2i Aus all diesen Erwägungen folgt, daß das Vereinigte Königreich gegen seine 
Verpflichtungen aus dem EWG-Vertrag verstoßen hat, indem es nicht gemäß 
der Richtlinie 76/207 vom 9. Februar 1976 die erforderlichen Maßnahmen 
getroffen hat, um sicherzustellen, daß die mit dem Grundsatz der Gleichbe­
handlung unvereinbaren Bestimmungen in Tarifverträgen, Betriebsordnungen 
sowie in den Statuten der freien Berufe nichtig sind, für nichtig erklärt oder 
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geändert werden können, und indem es die Beschäftigung in einem Privat­
haushalt und alle Fälle, in denen die Anzahl der beschäftigten Personen fünf 
nicht übersteigt, vom Anwendungsbereich dieses Grundsatzes ausgenommen 
hat. 

22 Im übrigen wird die Klage abgewiesen. 

Kos ten 

23 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf 
Antrag zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Der Gerichtshof kann jedoch 
nach §3 dieses Artikels die Kosten gegeneinander aufheben, wenn jede 
Partei teils obsiegt und teils unterliegt. 

24 Von dieser Möglichkeit ist in der vorliegenden Rechtssache Gebrauch zu 
machen, da die Kommission teilweise unterlegen ist. 

Aus diesen Gründen hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1. Das Vereinigte Königreich hat gegen seine Verpflichtungen aus dem 
EWG-Vertrag verstoßen, indem es nicht gemäß der Richtlinie 76/207 
vom 9. Februar 1976 die erforderlichen Maßnahmen getroffen hat, 
um sicherzustellen, daß die mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung 
unvereinbaren Bestimmungen in Tarifverträgen, Betriebsordnungen 
sowie in den Statuten der freien Berufe nichtig sind, für nichtig er­
klärt oder geändert werden können, und indem es die Beschäftigung 
in einem Privathaushalt und alle Fälle, in denen die Anzahl der be­
schäftigten Personen fünf nicht übersteigt, vom Anwendungsbereich 
dieses Grundsatzes ausgenommen hat. 
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2. Im übrigen wird die Klage abgewiesen. 

3. Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten. 

Mertens de Wilmars Koopmans Bahlmann Galmot 

Mackenzie Stuart O'Keeffe Bosco Due Everling 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 8. November 1983. 

Der Kanzler 

P. Heim 
Der Präsident 

J. Mertens de Wilmars 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS SIMONE ROZES 
VOM 7. JUNI 1983 ' 

Herr Präsident, 
ineine Herren Richter! 

In der Rechtssache 165/82 hat die Kom­
mission Klage gegen das Vereinigte Kö­
nigreich erhoben und geltend gemacht, 
dieses habe die Richtlinie 76/207 in fol­
genden vier Punkten unrichtig ange­
wandt: 

1. Entgegen den in den Richtlinien auf­
gestellten Verpflichtungen sähen die bri­
tischen Rechtsvorschriften nicht vor, daß 
mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz 
unvereinbare Vorschriften in Tarifverträ­
gen sowie in Betriebsordnungen oder in 
Statuten der freien Berufe von Rechts 
wegen nichtig seien oder vom Gericht 
für nichtig erklärt oder geändert werden 
könnten. 

2. und 3. Aufgrund einer unrichtigen 
Auslegung der Ausnahmebestimmung des 
Artikels 2 Absatz 2 der Richtlinie 
schließe die Section 6 (3) des „Sex Dis­
crimination Act" (im folgenden: S.D.A.) 
Tätigkeiten in einem Privathaushalt so­
wie den Fall, daß fünf Personen oder 
weniger beschäftigt würden, vom An­
wendungsbereich dieses Gesetzes aus. 

4. Das Vereinigte Königreich lege Arti­
kel 2 Absatz 2 der Richtlinie auch da­
durch zu eng aus, daß es männlichen 
Personen den Zugang zum Beruf der 
Hebamme und die Ausübung dieses Be­
rufes nur in sehr eingeschränktem Maße 
ermögliche. 

Prüfen wir nun jeden dieser Vorwürfe. 

I —• Aus dem Französischen übersetzt. 
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